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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. Dr. Michael Piazolo, Günther Felbinger, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jür-
gen Fahn, Thorsten Glauber, Eva Gottstein, Jo-
achim Hanisch, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, 
Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Alexander Muth-
mann, Bernhard Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl 
Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion 
(FREIE WÄHLER) 

Planungssicherheit am Gymnasium herstellen – 
Brüche in der Schulzeit verhindern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, allen Pilotschu-
len „Mittelstufe Plus“ eine Fortführung des Angebots 
der 4-jährigen Mittelstufe über das Schuljahr 2016/2017 
hinaus zu ermöglichen, bis die Umsetzung des wei-
terentwickelten Lernzeitangebots in den entsprechen-
den Jahrgangsstufen erfolgt ist. Die Entscheidung 
über den tatsächlichen Weiterbestand der Mittelstufe 
Plus an den einzelnen Pilotschulen soll dabei der 
verantwortlichen Schule in Zusammenarbeit mit der 
entsprechenden Schüler- und Elternvertretung über-
lassen werden. 

Diese Forderungen beziehen sich auf: 

─ Schülerinnen und Schüler, die sich zum Schuljahr 
2016/17 bereits in der Mittelstufe Plus eines Pilot-
gymnasiums befinden, 

─ Schülerinnen und Schüler, die sich aktuell noch in 
der Unterstufe eines Pilotgymnasiums befinden, 
jedoch bis zur Umsetzung des weiterentwickelten 
Lernzeitangebots bereits in die Mittelstufe einge-
treten sind. 

Die Staatsregierung soll darüber hinaus alle notwen-
digen Maßnahmen treffen, um auch nachfolgenden 
Jahrgängen, insbesondere den jetzigen 4.-Klässlern, 
einen reibungslosen Übergang in das weiterentwickel-
te Lernzeitangebot zu ermöglichen. 

Begründung: 

Seit Beginn des Pilotversuchs „Mittelstufe Plus“ im 
Schuljahr 2015/2016 zeigt sich in teilnehmenden 
Gymnasien eine bemerkenswert hohe Beteiligung an 
der Mittelstufe Plus. Während im ersten Jahr noch 
etwa 40 Prozent den Regelzug gewählt hatten, erhöh-
te sich die Entscheidung zugunsten der Mittelstufe 
Plus im aktuellen Schuljahr 2016/2017 auf durch-
schnittlich 67,5 Prozent. Den teilnehmenden Schüle-
rinnen und Schülern wird durch das zusätzliche Schul-
jahr nicht nur eine verlängerte Lernzeit, sondern auch 
eine Reduzierung der Stundenzahl pro Jahrgangsstu-
fe ermöglicht. Wie sehr diese zeitliche Entlastung 
aufseiten der Eltern, Schülerinnen und Schülern er-
wünscht ist, wird nicht zuletzt auch dadurch deutlich, 
dass an einigen Pilotschulen ein Wahlverhalten zu-
gunsten der Mittelstufe Plus von bis zu 92 Prozent 
festzustellen ist. Die Verunsicherung vieler Eltern, 
Schülerinnen und Schüler, aber auch Lehrkräfte an 
den Pilotschulen ist angesichts des zum Ende des 
Schuljahres 2016/2017 auslaufenden Pilotversuchs 
dementsprechend groß. Denn vonseiten der Staats-
regierung wurden bisher noch keine konkreten Anga-
ben gemacht, inwieweit eine Fortführung des Modells 
bis zur Umsetzung des weiterentwickelten Gymnasi-
ums sichergestellt werden kann. 

Dies gilt für Schülerinnen und Schüler, die sich derzeit 
in der Mittelstufe Plus eines teilnehmenden Gymnasi-
ums befinden. Nicht weniger betrifft dies aber die 
Schülerinnen und Schüler, die aktuell die Unterstufe 
eines Pilotgymnasiums besuchen. Auch für sie muss 
weiterhin die Möglichkeit bestehen, das Angebot der 
Mittelstufe Plus und damit das Angebot einer Lern-
zeitverlängerung zu nutzen, bis eine entsprechende 
Umsetzung des weiterentwickelten Lernzeitangebots 
erfolgt ist. Dies ist nicht zuletzt deshalb von zentraler 
Bedeutung, da nicht wenige Eltern ihre Kinder gerade 
mit dieser Erwartung an einem der Pilotgymnasien 
angemeldet haben. Auch wenn demnach das weiter-
entwickelte Lernzeitangebot im günstigsten Fall ab 
dem Schuljahr 2018/2019 schrittweise für die einzel-
nen Jahrgangsstufen umgesetzt wird, muss für die 
genannten Jahrgangsstufen der Pilotschulen bis dahin 
eine geeignete Übergangslösung angeboten werden. 
Eine solche Übergangslösung ist die seit dem Schul-
jahr 2015/2016 praktizierte Mittelstufe Plus, da sich 
diese an vielen Pilotschulen als Lösung auf Zeit be-
währt hat und so ein erneuter Bruch bzw. Struktur-
wechsel in der Schulzeit vieler Schülerinnen und 
Schüler verhindert werden kann. Darüber hinaus 
muss aber auch für die nächsten Jahrgänge ein flie-
ßender Übergang zur weiterentwickelten Form des 
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Gymnasiums stattfinden, was bedeutet, dass auch 
diesen die Möglichkeit eingeräumt werden muss, die 
Mittelstufe in 4 Jahren zu absolvieren. 

Der vorliegende Antrag ist umso dringlicher ange-
sichts der Tatsache, dass die Weiterentwicklung des 
Gymnasiums bis heute nicht über die Dialogphase 
hinausgekommen ist und die bereits 2013 von Minis-
terpräsident Horst Seehofer versprochene „Ruhe am 
Gymnasium“ noch immer nicht eingekehrt ist. Eben 

deshalb sollte den Schulfamilien der Pilotgymnasien 
nicht noch zusätzlicher Stress durch fehlende Pla-
nungssicherheit bezüglich einer geeigneten Über-
gangslösung zugemutet werden. Denn gerade sie 
sind es, die seit dem Schuljahr 2015/2016 besonderes 
Engagement gezeigt haben und sich zu dem mit dem 
Pilotprojekt verbundenen Mehraufwand bereiterklärt 
haben. 

 



namentlichen Abstimmung. Die Urnen stehen bereit. 
Es stehen fünf Minuten zur Verfügung. 

– Noch eine Minute!

(Namentliche Abstimmung von 15.35 bis 
15.40 Uhr)

Die Abstimmung ist beendet. Wir zählen außerhalb 
des Plenarsaals aus. Darf ich noch einen Moment um 
Aufmerksamkeit bitten? Setzen Sie sich bitte wieder 
hin. Wir sind noch nicht ganz fertig. Bitte nehmen Sie 
wieder Platz. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/15328 mit 17/15335 sowie 17/15349 mit 
17/15355 werden in die zuständigen federführenden 
Ausschüsse verwiesen. 

Nun gebe ich das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Bause, Hartmann, Mistol und anderer und Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend "Innen- vor 
Außenentwicklung – Keine Aufweichung im Baupla-
nungsrecht", Drucksache 17/15324, bekannt: Mit Ja 
haben 54 gestimmt, mit Nein 101. Stimmenthaltungen 

gab es keine. Damit ist dieser Dringlichkeitsantrag ab-
gelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Ich unterbreche jetzt kurz die Sitzung, bis das Ergeb-
nis der namentlichen Abstimmung vorliegt.

(Unterbrechung von 15.41 bis 15.42 Uhr)

Wir nehmen die Sitzung wieder auf. Ich gebe das Er-
gebnis der namentlichen Abstimmung zum Dringlich-
keitsantrag der Abgeordneten Rinderspacher, Lotte, 
Arnold und anderer und Fraktion (SPD) betreffend 
"Soziales Mietrecht endlich umsetzen!", Drucksa-
che 17/15326, bekannt: Mit Ja haben 51 gestimmt, 
mit Nein haben 97 gestimmt; eine Stimmenthaltung. 
Damit ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Wir sind am Ende der Sitzung angelangt. Ich schließe 
die Sitzung und wünsche noch einen guten Heimweg.

(Schluss: 15.43 Uhr)
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Kultus 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Prof. Dr. Michael Piazolo u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/15331 

Planungssicherheit am Gymnasium herstellen - Brüche in der 
Schulzeit verhindern 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Prof. Dr. Michael Piazolo 
Mitberichterstatter: Otto Lederer 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Bildung 
und Kultus federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Dringlichkeitsantrag 
mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 60. Sitzung am 16. Februar 2017 beraten und mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Dringlichkeitsantrag in seiner 147. Sitzung am 16. März 2017 
mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Martin Güll 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Prof. Dr. Michael Piazolo, Günther Felbinger, Prof. (Univ. Li-
ma) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen Fahn, Thorsten Glauber, Eva 
Gottstein, Joachim Hanisch, Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, 
Nikolaus Kraus, Peter Meyer, Alexander Muthmann, Bernhard 
Pohl, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer 
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 17/15331, 17/16058 

Planungssicherheit am Gymnasium herstellen –   
Brüche in der Schulzeit verhindern 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Barbara Stamm



Präsidentin Barbara Stamm: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten, eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass 

der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

in seiner gestrigen Sitzung die unter den Nummern 2 und 3 aufgeführten Subsidiarität-

sangelegenheiten, Bundesratsdrucksachen 186/17 und 187/17 betreffend die gemein-

samen Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt bzw. deren Neufassung, beraten 

und empfohlen hat, die Staatsregierung aufzufordern, im Bundesrat auf Subsidiaritäts-

bedenken hinzuweisen und darauf hinzuwirken, dass diese Bedenken Eingang in den 

Beschluss des Bundesrates finden. Es sind dies die Drucksachen 17/16087 und 

17/16088 sowie die Beschlussempfehlungen auf den Drucksachen 17/16128 und 

17/16129. Die Beratung im Bundesrat ist für den kommenden Freitag vorgesehen. Die 

Beschlussempfehlung und das Abstimmungsverhalten der Fraktionen hierzu ist in der 

aufgelegten Liste aufgeführt.

Wir kommen zur Abstimmung. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit 

den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme des jeweils maßgeblichen Ausschussvotums entsprechend 

der aufgelegten Liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. Ich bitte, 

Gegenstimmen anzuzeigen. – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit über-

nimmt der Landtag diese Voten.
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